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Verbraucherpolitik entwickelte sich in der Bundesrepublik Deutschland als inhaltlich 
breit angelegte und vertikal wie horizontal gegliederte Querschnittsaufgabe. An ihrer 
Genese war eine Vielzahl von zivilgesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politisch-
staatlichen Akteuren beteiligt, deren Zusammenspiel die Studie erstmals systematisch 
und auf Basis archivalischer Quellen untersucht. Zu diesen Akteuren gehörten neben 
den Bundes- und Landesregierungen sowie der Ministerialbürokratie auch heute noch 
einfl ussreiche Organisationen wie die Stiftung Warentest oder die Verbraucherzentralen 
mit ihrem Bundesverband. Deren Geschichten werden nun erstmals mit der politischen 
Entwicklung der westdeutschen Konsumgesellschaft verknüpft, um den verbraucher-
politischen Wildwuchs der 1950er und 60er Jahre sowie den Take Off  im Konsumtions-
regime der folgenden Dekade besser verstehen zu können.
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Vorwort

„Weil der Mensch in den Menschen ewig das Gleiche erstrebt, wird er sich
ewig anders und anders. Und weil ihm daraus subjektiv die Begierde nach
ewig Anderem und Neuem, nach Umsturz, Abenteuer und neuen Ufern er-
wächst, glaubt er stets unerhörter Mittel zu ihrer Befriedigung zu bedürfen.
Uns Menschen geschieht es zwar selten, daß wir eine Eselin suchen und ein
Königreich finden. Wir finden, was wir suchen. Doch der Fund erfährt die
Verwandlung und bisweilen wird aus einem Königreich auch eine Eselin. Es
ist Gesetz, daß im Letzten die Menschen nicht wissen, was sie tun, sondern es
erst durch die Geschichte erfahren.“
Helmuth Plessner, Die Stufen des Organischen und der Mensch
Berlin 1975, S. 341.

Die vorliegende Studie entstand zwischen 2013 und 2016 als Dissertati-
onsschrift am Fachbereich Geschichte und Kulturwissenschaften der Phil-
ipps-Universität Marburg. Sie wurde durch die Finanzierung der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft sowie die Förderung der Studienstiftung
des deutschen Volkes ermöglicht. Der Studienstiftung danke ich an dieser
Stelle von ganzem Herzen für die Vielzahl unvergesslicher Bildungserleb-
nisse, die ich in den letzten sechs Jahren erleben durfte. Betreut wurde die
Arbeit an dem Projekt von Prof. Dr. Christian Kleinschmidt, für dessen
Förderung während des Studiums ich sehr dankbar bin. Prof. Dr. Eckart
Conze danke ich für die Erstellung des Zweitgutachtens.

Motiviert und nachhaltig beeinflusst haben mich bei der Entscheidung
für und der Arbeit an der Dissertation die zentralen Ideen der ersten Uni-
versitäten, die im 11./12. Jahrhundert gegründet wurden: „Universitas“ be-
zeichnete damals vor allem die Gemeinschaft von Lehrenden und Lernen-
den, die sich standesunabhängig zum Studium zusammenfanden und nach
Wissen und Erkenntnis, oder modern gesprochen: nach Bildung suchten.
Als akademische Lehrer haben mich in dieser Hinsicht einige Personen
besonders begleitet, wofür ich außerordentlich dankbar bin: Prof. Dr. Ur-
sula Braasch-Schwersmann und Prof. Dr. Otto Volk, Prof. Dr. Andrea M.
Esser und Prof. Dr. Andreas Meyer (✝).

Kommilitonen im Wortsinn waren mir während der letzten Jahre Tim,
Hendrik, Miri und Micha, Hannah, Hejo, Daniel, Anna, Kerstin und Pierre
und all die anderen Bergfreunde, die ich hier nicht aufzählen kann. Und
ohne die täglichen Mensa-Besuche mit Julian und Thorsten hätte ich ganz
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sicher nicht die oft zähe und einsame historische Arbeit durchgehalten. Ich
danke euch dafür! Gleiches gilt auch für meinen Bruder Tim und natürlich
Chantal – ohne euch in der Seilschaft wären die letzte Jahre deutlich trister
und langweiliger gewesen!

Die Promotion war eine schöne Zeit für mich auch wegen des kollegia-
len Austauschs mit Anke Geier, Mark Jakob und Jan Logemann, Stina
Barrenscheen, Julian Faust und Christian Bala. Danke auch an die studen-
tischen Hilfskräfte im Institut, vor allem Vanessa Stauffenberg und Max
Nehrling, sowie an die MitarbeiterInnen der Archive und Verbraucherzen-
tralen, die ich besucht habe. Die Stiftung Warentest unterstützt die vorlie-
gende Publikation mit einem großzügigen Zuschuss – vielen Dank dafür!

Noch eine kurze Anmerkung zum obigen Zitat: Die Geschichte vermag
die Kontingenz als conditio humana zwar nicht als Gesetz zu belegen.
Mindestens sensibilisiert sie aber dafür – und mit ihr für unsere Freiheit
sowie die Verantwortung, die für uns als Mensch daraus erwächst. Das ist
für mich das eigentliche Verdienst der Geschichtsschreibung.

Vorwort
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Einleitung

Verbraucherschutz und Verbraucherpolitik sind mittlerweile so alltäglich,
dass sie uns meist nur dann bewusst werden, „wenn ein Skandal Staub
aufwirbelt“.1 Sie begegnen uns zuweilen in eher unerwarteten Formen, als
wahnsinniges Rind, nicht deklariertes Pferdefleisch in Tiefkühlprodukten
oder als gechlortes Hühnchen. Trotz oder vielleicht gerade wegen ihrer
Alltäglichkeit gehören Verbraucherpolitik und Konsumentenschutz jedoch
zu den hochgradig relevanten Themen der Gegenwart. Exemplarisch bele-
gen lässt sich dies etwa mit den Protesten gegen das Transatlantische Frei-
handelsabkommen TTIP seit 2013.2 Dabei betrifft Verbraucherpolitik häu-
fig essentielle Fragen der Lebenswelt, die sich um Sicherheit, Gesundheit
und individuellen wie kollektiven Wohlstand drehen. Gleichzeitig tangiert
sie Vertrauen, Loyalität und Glaube an die Legitimität der herrschenden
Verhältnisse in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, indem sie alltägliche
Risiken vermindert, Sicherheiten produziert, Interessen vermittelt sowie
Ansprüche, Erwartungen und Ordnungsvorstellungen artikuliert und reali-
siert. Verbraucherpolitik weist daher unzweifelhaft eine immanente histo-
rische Dimension auf, denn sie kann nur „vor dem Hintergrund spezifi-
scher wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Bedingungen“ verstanden
werden.3 So hat vor einigen Jahren der Politikwissenschaftler Frank Jan-
ning ganz zu Recht darauf hingewiesen, dass „Verbraucherschutzkonzepte
und Leitorientierungen für eine Verbraucherpolitik in Deutschland offen-
sichtlich eng mit der historischen Entwicklung“ verbunden sind.4

1 Christoph Strünck: Die Macht des Risikos. Interessenvermittlung in der amerikani-
schen und europäischen Verbraucherpolitik (Internationale politische Ökonomie,
Bd. 2), Baden-Baden 2006, S. 16.

2 Ferdi de Ville/Gabriel Siles-Brügge: TTIP. Wie das Handelsabkommen den Welt-
handel verändert und die Politik entmachtet (X-Texte), Bielefeld 2016, S. 93-97,
117-120. Vgl. Andreas Oehler: „Sie lebt! Zur Verbraucherforschung im deutsch-
sprachigen Raum: Eine empirische Analyse“, in: Journal für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit 7/2 (2012), S. 105-115.

3 Eberhard Kuhlmann: Verbraucherpolitik. Grundzüge ihrer Theorie und Praxis (Vah-
lens Handbücher der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften), München 1990, S. 25.

4 Frank Janning: Die Spätgeburt eines Politikfeldes. Die Institutionalisierung der Ver-
braucherschutzpolitik in Deutschland und im internationalen Vergleich (Modernes
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Jüngst hat man in diesem Zusammenhang auch darauf hingewiesen,
dass „bis heute existierende Herausforderungen des Verbraucherschutzes
und der Verbraucherpolitik“ vielfach „zurück bis ins Kaiserreich“ reichen
bzw. unmittelbar mit der Zeit der Reorganisation des Sozialstaates nach
dem Ende des Zweiten Weltkrieges zusammenhängen, zum Beispiel in
Bezug auf dessen föderale Organisation oder die konkurrierende Gesetz-
gebung.5 Auch die Tatsache, dass in Deutschland immer noch nahezu aus-
schließlich Verbraucherverbände den Ton angeben, die keine Einzelmit-
glieder aufnehmen, geht auf Entwicklungen aus der Zeit unmittelbar nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs zurück.

Gleichwohl wurden von Seiten der Geschichtswissenschaft bislang
kaum Anstrengungen in Richtung einer systematischen, quellengestützten
Analyse der bundesrepublikanischen Verbraucherpolitik-Geschichte unter-
nommen. Dies wiegt umso schwerer vor dem Hintergrund, dass die meis-
ten der aktuellen verbraucherpolitischen Debatten bemerkenswert ahisto-
risch bleiben. So wurde nicht einmal der Versuch unternommen, die hoch-
gradig emotional geführten Debatten um TTIP seit 2013 durch Aufklärung
über die historische Gewachsenheit unterschiedlicher Verbraucherpolitik-
Traditionen diesseits und jenseits des Atlantiks zu versachlichen.6 Darüber
hinaus zeigt sich eine solche Geschichtsvergessenheit in bestimmten Äu-
ßerungen einzelner verbraucherpolitischer Akteure, wie etwa im Fall von
Klaus Müller, dem Vorstand des Verbraucherzentrale Bundesverbandes.
Dieser erklärte 2014 die seiner Ansicht nach zu schwache Stellung der
Verbrauchervertreter im politischen Tagesgeschäft damit, dass der „Ver-

Regieren – Schriften zu einer neuen Regierungslehre, Bd. 8), Baden-Baden 2011,
S. 144.

5 Martin Klug: Interessenaggregation von Verbraucherfremdorganisationen. Eine
qualitative Fallanalyse der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e.V. Disserta-
tion, eingereicht in der Philosophischen Fakultät der Universität Siegen, Siegen
2016, S. 3. Vgl. Vera Hierholzer: Nahrung nach Norm. Regulierung von Nahrungs-
mittelqualität in der Industrialisierung 1871-1914 (Kritische Studien zur Ge-
schichtswissenschaft, Bd. 190), Göttingen 2010 sowie Bernward Baule: „§ 72 Kom-
merzkultur, Verbrauchermacht, moralischer Konsum – zur Verbraucherpolitik im
Föderalismus“, in: Ines Härtel (Hg.), Handbuch Föderalismus – Föderalismus als
demokratische Rechtsordnung und Rechtskultur in Deutschland, Europa und der
Welt. Band III: Entfaltungsbereiche des Föderalismus, Berlin, Heidelberg 2012,
S. 515-613.

6 Vgl. Tillmann Neuscheler: Die Angst frisst TTIP auf, in: FAZ-Online, 6.2.2015,
www.faz.net/-gqe-7zexp, zuletzt geprüft am 31.12.2016.

Einleitung
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braucherschutz ein sehr junges Politikfeld“ sei.7 Dass die von ihm vertre-
tenen Organisationen schon seit mehr als sechs Jahrzehnten Verbraucher-
beratung, -aufklärung und -politik betreiben, thematisierte Müller nicht.
Dabei profitierten die Verbraucherzentralen schon seit ihrer Gründung von
den höchsten finanziellen Zuwendungen von Bund und Ländern. Sie ge-
hen zudem – genau wie die 1964 gegründete Stiftung Warentest, die laut
Selbstauskunft auch heute noch 93% aller Bundesbürger kennen – in ihrer
programmatischen Anlage auf das verbraucherpolitische Engagement der
Bundesregierung zurück.8 Insofern können sie per se als Zeichen der zen-
tralen Stellung „des Verbrauchers“9 in der deutschen Politik interpretiert
werden, deren Fundament bereits kurz nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges gelegt wurde. Seitdem intensivierten die Bundesregierungen ihr
Engagement für die Konsumenten, das 1971 in der Veröffentlichung der
ersten systematischen Verbraucherpolitik-Konzeption auf Bundesebene
gipfelte. Mit dieser wurde die vielfach beschworene und weltweit zu beob-
achtende „Glanzzeit” der Verbraucherpolitik auch in der Bundesrepublik
eingeläutet, in der allein zwischen 1970 und 1978 mehr als 300 verbrau-
cherpolitisch motivierte Gesetze vom Bundestag verabschiedet wurden.10

Inwiefern und warum sich das westdeutsche Konsumtionsregime zu
dieser Zeit allerdings von anderen Staaten abhob, wurde bislang jedoch
nicht explizit zum Thema der Forschung, trotz signifikanter Charakteristi-

7 Susanne Amann/Janko Tietz: „Provisionen verbieten!“, in: Der Spiegel 17/2014
vom 19.4.2014, S. 66-67, hier S. 67.

8 Vgl. Stiftung Warentest: Überblick: Die Stiftung Warentest stellt sich vor, https://
www.test.de/unternehmen/ueberblick-5017075-0/ zuletzt geprüft am 31.12.2016.

9 Wenn im folgenden Text zum Beispiel von „dem Verbraucher“ die Rede ist, dann
ist dies ein Zugeständnis an die Flüssigkeit der Sprache und soll zur besseren Les-
barkeit beitragen. Gemeint sind Verbraucherinnen und Verbraucher. Dort, wo ex-
plizit geschlechterspezifische Konnotationen von Belang für das Verständnis sind,
wird entsprechend darauf hingewiesen.

10 Vgl. Stefan Mitropoulos: Verbraucherpolitik in der Marktwirtschaft. Konzeptionen
und internationale Erfahrungen. Mainz, Univ., Dissertation (Veröffentlichungen
des Forschungsinstituts für Wirtschaftspolitik an der Universität Mainz, Bd. 55),
Berlin 1997, S. 1; Christian Kleinschmidt: „Konsumgesellschaft, Verbraucher-
schutz und Soziale Marktwirtschaft. Verbraucherpolitische Aspekte des ‚Modell
Deutschland‘ (1947-1975)“, in: Ders. (Hg.), Verbraucherschutz in internationaler
Perspective/Consumer Protection in International Perspective, Berlin 2006a,
S. 13-28, hier S. 26; Gunnar Trumbull: Consumer Capitalism. Politics, Product
Markets, and Firm Strategy in France and Germany (Cornell studies in political
economy), Ithaca, N.Y 2006a, S. 8.
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ka wie der föderalen Organisation der Verbraucherpolitik, deren breite und
ressortübergreifende, dezentrale Anlage, der generell starken Rolle des
Staates darin sowie international einzigartiger Einrichtungen wie der
durch die Regierung geschaffenen Stiftung Warentest oder der Verbrau-
cherzentralen der Länder. Vor diesem Hintergrund hat es sich die vorlie-
gende Studie zum Ziel gesetzt, die Vorgeschichte der „Goldenen Jahre“
der Verbraucherpolitik in Westdeutschland erstmals systematisch-empi-
risch zu untersuchen. Dies soll jedoch nicht allein anhand einzelner Berei-
che wie Lebensmitteln oder Luxusgütern geschehen, und auch nicht bloß
anhand der politischen Programme. Insbesondere die Rekonstruktion der
Entscheidungs-, Beziehungs- und Kommunikationsstrukturen, die das Po-
litikfeld erschufen und wachsen ließen, werden analysiert. Dabei stehen
zum einen die Entwicklung von den noch heute enorm einflussreichen
nicht-staatlichen Akteuren wie der Stiftung Warentest, der Verbraucher-
zentralen sowie deren Bundesverband im Mittelpunkt: Warum waren gera-
de sie es, diese Dachverbände ohne einzelne Verbraucher-Mitglieder, die
so lange bestehen und so mächtig werden konnten? Zum anderen geht es
um die Rolle und das Engagement „des Staates“ in diesem Zusammen-
hang, wobei diese Formel hier insbesondere die verschiedenen Ministeri-
albürokratien und Verwaltungen, staatlich-zivilgesellschaftliche Hybrid-
Organisationen wie die Bundesforschungsanstalten sowie Parlamentarier
und Regierungen auf sämtlichen föderalen Ebenen umfasst. Das zentrale
Anliegen ist also vor allem die Beantwortung der grundlegenden Frage,
wer sich wann und warum mit Verbraucherangelegenheiten, Verbraucher-
problemen und Verbraucherpolitik beschäftigt hat. Mit anderen Worten:
Wer waren die bestimmenden Akteure des Konsumtionsregimes?

Forschungsansatz, Methodik und Fragestellung

Für die Untersuchung der vielschichtigen Beziehungen und Interaktionen
der nicht-staatlichen und staatlichen Akteure in der Verbraucherpolitik
wird in der vorliegenden Studie der Begriff des „Konsumtionsregimes“
genutzt, der gleichzeitig den breiten, explorativ angelegten Zugriff auf die
Thematik markiert und unmittelbar an jüngere Forschungen der Politik-
wissenschaften anschließt. Gleich zu Beginn sei jedoch darauf hingewie-
sen, dass es sich bei diesem Terminus gerade nicht um ein Konzept han-
delt, bei dem Verbraucherentscheidungen im Zentrum stehen, sondern die
verbraucherpolitischen Akteure. Dieses in der Politikfeldanalyse entwi-
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ckelte Regimekonzept wird im Folgenden durch die qualitative Auswer-
tung empirischen Quellenmaterials historisiert und bildet dadurch den
theoretischen Fokus auf die politischen Akteure sowie den Rahmen für die
vorliegende Arbeit. Bei dem von der Policy-Analyse geleiteten Vorgehen
steht jedoch immer die Quellenkritik als hermeneutisch-qualitative Zu-
griffsweise im Vordergrund. Bevor dies noch genauer erläutert werden
kann, muss jedoch skizziert werden, was die vorliegende Arbeit unter
„Verbraucherpolitik” versteht.

Verbraucherpolitik

„Weder aus der Theorie noch aus der Praxis“, so beginnt das populäre Ver-
braucherpolitik-Handbuch von Eberhard Kuhlmann aus dem Jahr 1990,
„kann auf die Frage ‚Was ist Verbraucherpolitik?‘ eine eindeutige Antwort
gegeben werden.“11 Schlechterdings müssten dabei, so Kuhlmann, zu vie-
le unterschiedliche wissenschaftliche Disziplinen und eine zu große Vari-
anz „wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Interessenstandpunkte“ be-
rücksichtigt werden. Aktuelle politikwissenschaftliche Studien bestätigen
diesen Befund. Sie weisen dazu auf die vielfältigen Überschneidungen zu
fast allen anderen, häufig klarer konturierten Politikfeldern hin – diese
verstanden als problemfeldspezifische, „sich über die Zeit etablierende
Programmdefinitionen und Akteurskonstellationen“ –, beispielsweise zur
Gesundheits-, Wirtschafts- oder Umweltpolitik.12 Schließlich agieren
Menschen als Verbraucher auf ganz verschiedenen Märkten, weshalb an-

11 Kuhlmann 1990, S. 1.
12 Politikfelder werden auch als „Strukturkonfigurationen aus den regelmäßigen und

regelgeleiteten und nach Problemmaterien differenzierten Interaktionen zwischen
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren“ beschrieben. Siehe Janning 2011,
S. 20-22. Innerhalb eines Politikfeldes als politischer Arena bzw. Interaktionszu-
sammenhang spielen sich inhalts- und problemspezifische Aushandlungsprozesse
von bestimmten Akteuren ab, die sich mit „formulating, advocating, and selecting
courses of action“ beschäftigen, „that are intended to resolve the delimited sub-
stantive problems in question“. Siehe David Knoke/Edward O. Laumann: „The
Social Organisation of National Policy Domains: An Exploration of Some Struc-
tural Hypothesis“, in: Peter Marsden/Nan Lin (Hg.), Social Structure and Network
Analysis, London 1982, S. 255-270, S. 256; Volker Schneider/Frank Janning: Poli-
tikfeldanalyse. Akteure, Diskurse und Netzwerke in der öffentlichen Politik
(Grundwissen Politik, Bd. 43), Wiesbaden 2006, S. 157f. Politikfelder weisen in
diesem Sinne zumeist ein gemeinsames „symbolisches Bezugssystem“ auf, das
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dere Untersuchungen „Verbraucherpolitik“ aufgrund ihres unübersichtli-
chen Themen- und Problemspektrums auch als bloße „Ansammlung von
issue areas“ thematisieren.13 Auch die nahezu unüberschaubare Vielzahl
verbraucherpolitischer Konzepte vermag diese Komplexität aufgrund ihrer
unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen nur wenig zu reduzieren, son-
dern vervielfacht sie stattdessen.14

Vor diesem – zunächst einmal bloß analytischen – Hintergrund vertritt
die vorliegende Arbeit von vorne herein weder eine spezifische Theorie
des Verbrauchs oder des Verbrauchers, noch macht sie sich eine definitive
Lehre von Verbrauchs- oder Verbraucherpolitik zu Eigen.15 Stattdessen
spürt sie diesen mittels eines dynamischen Begriffsverständnisses in histo-
rischer Perspektive nach. Freilich kommen die folgenden Ausführungen
dabei nicht umhin, eben diese Begriffe zu benutzen. Sie tun dies aber mit
dem expliziten Verweis auf ihre Historizität. Für diese dynamische Be-
griffsverwendung spricht als grundlegendes Argument zunächst die damit
verbundene Sensibilität für die synchron und diachron bestehenden Unter-
schiede bei der Formulierung, Begründung und Durchführung verbrau-
cherpolitischer Programme und Vorstellungen. Wie noch zu zeigen sein
wird, wurden etwa Mieter, Patienten oder Hausfrauen keineswegs zu jeder
Zeit und in gleichem Maße als „Verbraucher“ angesehen. Der Begriff und
damit das gesamte durch ihn bezeichnete Politikfeld waren von Beginn
des Untersuchungszeitraums an politische Arenen, in denen hart um die

den beteiligten Akteuren die Interaktion aufgrund von „Gemeinsamkeiten in der
Problemsicht“ erleichtert, „Interessenkonflikte hinsichtlich der konkreten Poli-
cies“ jedoch nicht verhindert. Siehe dazu Franz U. Pappi: „Policy-Netze: Erschei-
nungsformen moderner Politiksteuerung oder methodischer Ansatz?“, in: Adrien-
ne Héritier (Hg.), Policy-Analyse. Kritik und Neuorientierung, Opladen, S. 84-96,
S. 92.

13 Janning 2011, S. 24; Baule 2012, S. 546.
14 Vgl. Konstantin Simitis: Verbraucherschutz, Schlagwort oder Rechtsprinzip?, Ba-

den-Baden 1976; Kuhlmann 1990, S. 1-16; Mitropoulos 1997.
15 Für entsprechende Versuche in der Geschichtswissenschaft siehe etwa Ulrich Wyr-

wa: „Consumption, Konsum, Konsumgesellschaft: ein Beitrag zur Begriffsge-
schichte“, in: Hannes Siegrist/Hartmut Kaelble/Jürgen Kocka (Hg.), Europäische
Konsumgeschichte. Zur Gesellschafts- und Kulturgeschichte des Konsums, 18.
bis 20. Jahrhundert, Frankfurt am Main, New York 1997, S. 747-762 und Michael
Prinz: „‚Konsum‘ und ‚Konsumgesellschaft‘ Vorschläge zu Definition und Ver-
wendung“, in: Michael Prinz (Hg.), Der lange Weg in den Überfluss. Anfänge und
Entwicklung der Konsumgesellschaft seit der Vormoderne (= Forschungen zur Re-
gionalgeschichte, Bd. 43), Paderborn 2003, S. 11-34.
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Bedeutung und den Umgang mit „den Verbrauchern“ gekämpft wurde.
Nur ein dynamisches Begriffsverständnis kann diese Kämpfe in ihrer hi-
storischen Dimension mit all ihrer komplexen Ambiguität erfassen –
schließlich implizierte „Verbraucherpolitik“ stets nicht nur die Ermögli-
chung des Konsums, beispielsweise in Form des Verbraucherschutzes,
sondern immer auch die Unterdrückung desselben, etwa durch die
„Maßhalteappelle“ Ludwig Erhards.

Methodisch legt dieses Vorgehen zudem auch ein grundsätzlicher Be-
fund aus der Politiknetzwerk-Analyse nahe, der besagt, dass die „Defini-
tion der Politikbereiche selbst im Fluß ist“ und vor allem „von den Inter-
aktionen und Interpretationen“ der jeweiligen Akteure abhängt.16 Dabei
kommen in diesem Zusammenhang als zu untersuchende Akteure nicht
nur der „Kernbereich des politischen Systems“, d.h. das Parlament und die
Regierung in Frage, worauf ebenfalls neuere Ansätze der Policy- und Neo-
korporatismus Forschung hingewiesen haben: In Politikfeldern spielen
stets eine Vielzahl „informeller Beziehungen und Einflussebenen“ eine
konstitutive Rolle.17 Gemeint sind damit vor allem die Kooperationsarran-
gements von „formal mit Gestaltungs- und Formulierungsauftrag ausge-
statteten Akteuren (Abgeordnete, Regierungsführer, Minister, Ministerial-
und Verwaltungsbeamte) mit Interessenvertretern von Status- und Bürger-
gruppen und mit programmrelevanten Experten.“18

Mit dieser methodischen Prämisse wird im Folgenden einerseits die un-
scharfe Sammelformel „Staat“ aufgelöst und konkretisiert, andererseits
geraten mit ihr bislang ignorierte, vornehmlich nicht-staatliche Verbände,
Personen und pressure-groups in den Fokus.19 Die Entscheidung darüber,

16 Frank Janning: Das politische Organisationsfeld: Politische Macht und soziale Ho-
mologie in komplexen Demokratien, Opladen 1998, S. 272f.

17 Hier und im Folgenden Janning 2011, S. 20. Vgl. Edward O. Laumann/David
Knoke: The Organizational State: Social Choice in National Policy Domains,
Madison, Wis. 1987, S. 5: „State politics are the product of complex interactions
among gonverment and nongovernment organizations, each seeking to influence
the collectively binding decisions that have consequences for their interests.“.

18 Vgl. Fritz W. Scharpf: Interaktionsformen. Akteurszentrierter Institutionalismus in
der Politikforschung, Opladen 2000, S. 17: „In modernen politischen Systemen ist
die wichtigste (Aufgabe von Politik) die Auswahl und Legitimation von Program-
men, die mittels der Ressourcen des Gemeinwesens Ziele verfolgen und Probleme
bearbeiten sollen, die weder durch individuelles Handeln noch durch Markttrans-
aktionen oder freiwillige Kooperation bewältigt werden können.“.

19 Vgl. dazu auch Strünck 2006 sowie Jens Hälterlein: Die Regierung des Konsums
(Konsumsoziologie und Massenkultur), Wiesbaden 2015, S. 18.
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welche Akteure bei der Analyse mit einzubeziehen sind, muss dabei im
Sinne der Politikfeldanalyse methodisch auf der Basis von „mutual rele-
vance or common orientation“20 geschehen, d.h. explorativ aus der „hi-
storischen Befragung“ der agierenden Akteure abgeleitet werden, wie die
folgenden Ausführungen noch genauer erläutern.21

Konsumtionsregime

Für die Zusammenhänge, Verhältnisse und Beziehungen der staatlichen
und nicht-staatlichen Akteure unter- und zueinander sowie ihre vielfälti-
gen, multidimensionalen Interaktionen und Informationsflüsse, Machtbe-
ziehungen und politischen Rationalitäten wird in dieser Arbeit der Begriff
des „Konsumtionsregimes“ benutzt. Er wurde in der bisherigen Forschung
häufig sehr unscharf beschrieben, orientiert sich hier jedoch vor allem an
zwei bereits großflächig etablierten Regime-Konzepten der Sozial- und
Geschichtswissenschaften, dem Wohlfahrts- sowie dem Produktionsre-
gime.22 In diesem Sinne markiert er gleichzeitig die unabweisbare Nähe
der Verbraucher- zur allgemeinen Wirtschafts- und Sozialpolitik. Das

20 Knoke/Laumann 1982, S. 256.
21 Vgl. Janning 1998, S. 273.
22 Vgl. die Benutzung des Begriffes bei Rainer Beck: „Luxus oder Decencies? Zur

Konsumgeschichte der Frühneuzeit als Beginn der Moderne“, in: Torsten Meyer/
Reinhold Reith (Hg.), "Luxus und Konsum" – eine historische Annäherung,
Münster (unter anderem) 2003, S. 29-46, hier S. 34; Manuel Schramm: Konsum
und regionale Identität in Sachsen 1880-2000. Die Regionalisierung von Konsum-
gütern im Spannungsfeld von Nationalisierung und Globalisierung (Viertel-
jahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. Beihefte, Bd. 164), Stuttgart
2003, S. 168; Judd Stitziel: „Von ‚Grundbedürfnissen‘ zu ‚höheren Bedürfnissen‘?
Konsumpolitik in der DDR“, in: Dierk Hoffmann (Hg.), Sozialstaatlichkeit in der
DDR. Sozialpolitische Entwicklungen im Spannungsfeld von Diktatur und Gesell-
schaft 1945/49-1989, München 2009, S. 135-150, hier S. 150; Nepomuk Gastei-
ger: Der Konsument. Verbraucherbilder in Werbung, Konsumkritik und Verbrau-
cherschutz 1945-1989, Frankfurt am Main (unter anderem) 2010, S. 15; Alexander
Sedlmaier: „Konsumkritik und politische Gewalt in der linksalternativen Szene
der siebziger Jahre“, in: Sven Reichardt (Hg.), Das alternative Milieu. Antibürger-
licher Lebensstil und linke Politik in der Bundesrepublik Deutschland und Europa
1968-1983, Göttingen 2010, S. 185-205; Anne Sudrow: „Reparieren im Wandel
der Konsumregime: Bekleidung und Schuhe in Deutschland und Großbritannien
während des Zweiten Weltkrieges“, in: Technikgeschichte 3/79 (2012),
S. 227-253.
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„Wohlfahrtsregime“ bezeichnet dabei „die Art und Weise, wie die Wohl-
fahrtsproduktion in einem Land zwischen Staat, Markt, Familie bzw. pri-
vaten Haushalten organisiert ist“23. Das „Produktionsregime“ beschreibt
dagegen die „Art und Weise der Organisation der Produktion”, wobei in-
stitutionelle Arrangements zwischen Produzenten, Konsumenten und dem
Staat im Mittelpunkt stehen, insbesondere unter Berücksichtigung sich
wandelnder Informations- bzw. Kommunikationsmöglichkeiten.24 Analog
dazu hebt das „Konsumtionsregime“ auf die Organisation des Konsums
zwischen Staat, Anbietern und Verbrauchern ab, d.h. auf die politische Or-
ganisation bzw. die ordnungspolitische Dimension der Konsumgesell-
schaft.

Der hier gewählte akteurszentrierte Zugriff stützt sich auf politikwis-
senschaftliche Regime-Analysen bzw. Policy-Studien, wozu gleichzeitig
Ergebnisse der historischen Netzwerk-Forschung gehören. In der klassi-
schen Definition von Krasner beschreiben Regimes die „Zusammenhänge
von impliziten oder expliziten Prinzipien, Normen, Regeln und Entschei-
dungsverfahren, an denen sich die Erwartungen von Akteuren in einem

23 Agnes Blome/Wolfgang Keck/Jens Alber: Generationenbeziehungen im Wohl-
fahrtsstaat. Lebensbedingungen und Einstellungen von Altersgruppen im interna-
tionalen Vergleich, Wiesbaden 2008, S. 67. Esping-Andersen definiert Regimes als
„institutional arrangements, rules and understandings that guide and shape concur-
rent social policy decisions, expenditure developments, problem definitions, and
even the response-and-demand structure of citizens and welfare consumers.“ Siehe
G. Esping-Andersen: The Three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge 1990,
S. 80. In einer ersten Annäherung benutzt er auch die Formulierung „the com-
bined, independent way in which welfare is produced and allocated between state,
market and family“ (ebd., S. 34f.). Vgl. Janning 2011, S. 73-84.

24 Werner Abelshauser: Deutsche Wirtschaftsgeschichte seit 1945 (Schriftenreihe der
Bundeszentrale für Politische Bildung, Bd. 460), Bonn 2005, S. 40. Vgl. David
Soskice: „Globalisierung und institutionelle Divergenz: Die USA und Deutschland
im Vergleich“, in: Geschichte und Gesellschaft 2 (1999), S. 201-225, hier S. 203:
„Unter einem Produktionsregime wird die Organisation der Produktion durch
Märkte oder marktähnliche Institutionen verstanden. In seinem Mittelpunkt steht
die Organisation der gegenseitigen Beziehungen der Akteure auf der Mikroebene:
Unternehmer, Verbraucher, Arbeitnehmer oder Kapitaleigner innerhalb des gege-
benen Rahmens von Anreizen und Beschränkungen.“ Siehe des Weiteren David
Soskice: „Divergent Production Regimes: Coordinated and Unccordinated Market
Economies in the 1980s and 1990s“, in: Herbert Kitschelt/Peter Lange/Gary
Marks et al. (Hg.), Continuity and Change in Contemporary Capitalism, Cam-
bridge, UK, New York, NY 1999, S. 101-134.
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gegebenen Problemfeld […] ausrichten.“25 Als mehr oder weniger autono-
me Steuerungsmechanismen innerhalb eines Politikfeldes ändern sich Re-
gimes nicht schlagartig „with every shift in power or interests“, sondern
zielen vielmehr auf eine längerfristige Bewältigung politischer Herausfor-
derungen ab.26 Für den Politologen Frank Janning bezeichnen sie deshalb
diejenigen Strukturen „mit expliziten oder impliziten Verhaltens- und Zu-
gehörigkeitsregeln und mit einem festen Bestand an Problemthemen und
politischen Lösungskonzepten und Steuerungsinstrumenten“, die sich über

25 Sebastian Oberthür: Umweltschutz durch internationale Regime. Interessen, Ver-
handlungsprozesse, Wirkungen, Opladen 1997, S. 38; Martin List: „Regimetheo-
rie“, in: Arthur Benz (Hg.), Handbuch Governance. Theoretische Grundlagen und
empirische Anwendungsfelder, Wiesbaden 2007, S. 226-239, hier S. 227; Manfred
Efinger/Volker Rittberger/Klaus D. Wolf/Michael Zürn: „Internationale Regime
und internationale Politik“, in: Volker Rittberger (Hg.), Theorien der Internationa-
len Beziehungen. Bestandsaufnahme und Forschungsperspektiven, Opladen 1990,
S. 263-285, hier S. 264f. Im Original lautet Krasners Definition: „Sets of implicit
or explicit principles, norms, rules, and decision-making procedures around which
actors‚ expectations converge in a given area of international relations. Principles
are beliefs of fact, causation, and rectitude. Norms are standards of behavior de-
fined in terms of rights and obligations. Rules are specific prescriptions or pro-
scriptions for action. Decision-making procedures are prevailing practices for
making and implementing collective choice.” Stephen D. Krasner: „Structural
Causes and Regime Consequences: Regimes as Intervening Variables“, in: Interna-
tional Organization 2/36 (1982), S. 185-205, hier S. 186. Allgemeiner haben Keo-
hane and Nye Regimes auch definiert als „sets of governing arrangements that in-
clude networks of rules, norms, and procedures that regularize behavior and con-
trol its effects.“ Siehe Robert O. Keohane/Joseph S. Nye: Power and Interdepen-
dence, Boston 1977. Vgl. Marc Seybold: Internationale Umweltregime – neue For-
men der Konfliktbearbeitung in der internationalen Politik? Untersuchungen am
Beispiel des Klimaschutzregimes: eine integrative regimetheoretische Untersu-
chung zum Einfluß von Nichtregierungsorganisationen und Wissenschaftlicher
Gemeinschaften auf das internationale Klimaschutzregime, Würzburg 2003,
S. 41f.

26 Krasner 1982, S. 186. Siehe auch ebd., S. 187: „Similarly, regime-governed behav-
ior must not be based solely on short-term calculations of interest. Since regimes
encompass principles and norms the utility function that is being maximized must
embody some sense of general obligation. […] It is the infusion of behavior with
principles and norms that distinguishes regime-governed activity in the interna-
tional system from more conventional activity, guided exclusively by narrow cal-
culations of interest.” Robert Jervis: „Security Regimes“, in: International Organi-
zation 2/36 (1982), S. 357-378, hier S. 357: „This concept implies not only norms
and expectations that facilitate cooperation, but a form of cooperation that is more
than the following of short-run self-interest.“.
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einen längeren Zeitraum im Zusammenspiel von politischen Institutionen
und beteiligten Politikfeldakteuren innerhalb eines Politikfeldes bilden.27

Dabei sind sie „zwar als stabile, aber nicht als völlig leblose und verände-
rungsarme Gebilde aufzufassen“.28 So reagieren Regimes auf gesamtge-
sellschaftlichen Wandel, wirken aber gleichzeitig auch auf die nationale
Politikgestaltung ein und können diesen Wandel aktiv mitgestalten.29

Vor diesem Hintergrund weist Janning in seinen Arbeiten unter ande-
rem darauf hin, dass Regimes sich in der Regel durch eine gewisse Ent-
scheidungsautorität zur Formulierung oder Durchsetzung von Program-
men bzw. Regulierungen auszeichnen, die ihnen von formalen Entschei-
dungsträgern bzw. Exekutivorganen übertragen wird.30 Zu ihrer Untersu-
chung drängt sich deshalb als erster Ansatzpunkt die Identifikation eben
dieser Entscheidungsträger als maßgebliche Akteure an, weshalb im Fol-
genden insbesondere staatliche Überlieferungen die empirische Quellen-
basis bilden. Da sich Regimes zudem durch Netzwerke zur Koordination
und zum Informationsaustausch auszeichnen, deren Bestand vor allem

27 Frank Janning: „Regimebildung in der Risikoregulierung. Ein Vergleich der Le-
bensmittelsicherheitspolitik in Deutschland, Großbritannien und den Niederlan-
den“, in: dms – der moderne staat – Zeitschrift für Policy, Recht und Management
1 (2010), S. 89-108, hier S. 90.

28 Janning 2011, S. 98.
29 Die Aufnahme von Neuerungen, etwa bei der Veränderung von gesellschaftlichen

Interessenlagen oder bei ökonomischen Krisen, auf die das Regime reagieren
muss, um weiterhin bestehen zu können, vollzieht sich allerdings immer auf
Grundlage der bereits etablierten Kommunikations- und Kooperationsstrukturen.
Regimes können daher mit Janning als „Momente der Trägheit im dynamischen
Prozess der Politikgestaltung und Politikvermittlung in der regulativen Politik“ be-
trachtet werden. Siehe ebd., S. 98. Als Ursachen und Faktoren von Regimewandel
nennt Janning unter anderem folgende: (1) Interne Krisen aufgrund innerer Funkti-
onsstörungen; (2) Externe Krisen aufgrund von Veränderungen der sozial-poli-
tisch-ökonomischen Regime-Umwelt; (3) Ideologischer Wandel bei den politi-
schen Regimeakteuren; (4) Technologischer Wandel, der neue Regulierungsansät-
ze nach sich zieht; (5) Internationale Zusammenschlüsse, die eine Anpassung der
Policy-Konfigurationen nötig machen; (6) Subnationale Machtverlagerungen; (7)
Policy-Learning durch die Orientierung an anderen Politikfeldern bzw. Regimes;
(8) Geänderte Interessen und Problemeinschätzungen einzelner Akteure bzw. der
Zivilgesellschaft, etwa durch die Verschiebung von bestimmten Debatten und Dis-
kursen.

30 Janning betont in diesem Zusammenhang das „komplexe Zusammenspiel von Au-
toritätsstrukturen, Regelsystemen und Programmdefinitionen, die fest im Politik-
feld selbst verankert sind und durch das Handeln der Politikfeldakteure reprodu-
ziert werden“. Ebd., S. 29.
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durch die Kohärenz von Policy-Definitionen bei den Regimeakteuren ge-
währleistet wird, müssen einerseits die Beziehungen der Akteure unterein-
ander, andererseits jedoch ihre programmatischen Publikationen, Veran-
staltungen und Äußerungen mit besonderer Aufmerksamkeit ausgewertet
werden.31 Eine zentrale Rolle spielen in den Regimes Experten bzw. „Wis-
sensträger“, die über eine gute Kenntnis der politikfeldspezifischen Pro-
blemmaterie verfügen und dazu beitragen, „die auf den Regulierungspro-
zess bezogenen Wissensabläufe und Wissenstransfers zu monopolisieren,
um keine Konkurrenz im Politikfeld oder an anderer Stelle im politischen
Entscheidungsraum aufkommen zu lassen.“32

Die aus ihrer bzw. der ihnen zugeschriebenen Expertise entstehenden
Programme, Maßnahmen und Instrumente hängen stark von deren Kom-
patibilität „mit den sonst im Politikfeld gängigen und etablierten Regulie-
rungsprinzipien oder mit der Programmatik einer nationalen Regierung“
ab, was letztlich auch bezüglich der transnationalen bzw. nationalen Ein-
bettung des Regimes in andere Politikfelder gilt.33 Das Konsumtionsre-
gime kann insofern nicht abgelöst von der makrohistorischen Entwicklung
untersucht werden. Vielmehr müssen übergeordnete Entwicklungen als
Determinanten und intervenierende Variabeln des Regimes in den Blick
genommen werden, worunter neben Skandalen oder Katastrophen auch
makropolitische Ereignisse wie etwa Wahlkämpfe gehören.

Die an Jannings Ausführungen ausgerichtete Analyse-Perspektive des
Konsumtionsregimes erweitert den Blick auf das komplexe Gefüge von
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren, die in einem bestimmten Zeit-
raum und an einem bestimmten Ort an der Aushandlung, Lenkung und
Implementation von „scripts for consumer behavior“34 beteiligt waren, die
gesellschaftlich wirksam und mittels spezifischer politischer Technologien

31 Soll das Regime politische Leitorientierungen formulieren und durchsetzen kön-
nen, gewährleisten „breit akzeptierte Problemdefinitionen und Lösungsstrategien“
die dafür notwendigen Bindungskräfte zwischen den Regimeakteuren. Ein Erfolg
ist insbesondere dann wahrscheinlich, „wenn der Regulierungsanspruch auf eta-
blierte Rechtskonzepte rekurriert und seine Durchsetzung durch formale Prozedu-
ren und rechtliche Sanktionen garantiert wird.“ Ebd., S. 93.

32 Ebd., S. 90.
33 Ebd., S. 91-93. Vgl. Britta Meinke: Multi-Regime-Regulierung. Wechselwirkun-

gen zwischen globalen und regionalen Umweltregimen, Wiesbaden 2002, S. 31.
34 Per Lundin: „Introduction“, in: Per Lundin/Thomas Kaiserfeld (Hg.), The Making

of European Consumption. Facing the American Challenge, Basingstoke 2016,
S. 1-16, hier S. 2f.

Einleitung

24



durchgesetzt werden sollten. Dieser Fokus bildet die Grundlage für die
vorliegende akteurszentrierte Geschichte der Konsumentenpolitik im Sin-
ne der Rekonstruktion von historisch heterogenen Kooperationsarrange-
mentsund verbraucherpolitischen Netzwerken in Westdeutschland seit
dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Während hierzu insbesondere auf die
klassische hermeneutisch-qualitative Quellenauswertung als Methode zu-
rückgegriffen wird, kommen da, wo es die empirische Basis hergibt, auch
Methoden der Sozial- und Politikwissenschaft zum Einsatz, insbesondere,
wie bereits erwähnt, aus dem Bereich der Netzwerk- sowie der Verbände-
bzw. Neokorporatismus-Forschung, die Janning in der Konzeption der po-
licy regimes zusammengeführt hat.

Die folgenden Ausführungen werden mit dieser theoretischen Folie vor
allem von der übergeordneten Fragestellung geleitet, welche Akteure zu
welcher Zeit und mit welchen Beweggründen, Strategien, Vorstellungen,
Interessen und Konsequenzen an dem Regime der Konsumtion mitge-
wirkt, es gebildet und welche Ressourcen und Koalitionen ihnen dafür je-
weils zur Verfügung gestanden haben. Zwangsläufig werden dabei be-
stimmte Akteure unter den Tisch fallen – Schulen beispielsweise haben
zwar durchaus zur Erziehung von Konsumenten beigetragen, hatten aber
innerhalb der verbraucherpolitischen Diskussionen selbst keine aktive Po-
sition bzw. ein irgendwie geartetes Gestaltungspotenzial bzw. Mitsprache-
recht bei verbraucherpolitischen Entscheidungen.35 Gleiches gilt für die
Anbieterseite, insbesondere den Einzelhandel, die zwar vermittelt über be-
stimmte Organisationen Teil des Regimes war, deren Interessen aber –
eben als Produzenten – dem Konsumtionsregime ausschließlich als Diffe-
renzmarker dienten.

Das mit der Perspektive des Konsumtionsregimes verbundene Erkennt-
nisinteresse an den historischen Akteuren rechtfertigt sich insbesondere
vor dem Hintergrund der mittlerweile zur Handbuch-Diagnose avancierten
Feststellung, dass „der Weg zur Konsumgesellschaft“ „kein linear verlau-
fender Prozess der Expansion und der Partizipation von Konsummöglich-

35 Vgl. hierzu methodisch Thomas N. Friemel/Andrea Knecht: „Praktikable vs. tat-
sächliche Grenzen von sozialen Netzwerken. Eine Diskussion zur Validität von
Schulklassen als komplette Netzwerke“, in: Roger Häussling (Hg.), Grenzen von
Netzwerken, Wiesbaden 2009, S. 15-32 sowie Marten Düring/Linda von Keyser-
lingk: „Netzwerkanalyse in den Geschichtswissenschaften. Historische Netzwerk-
analyse als Methode für die Erforschung von historischen Prozessen“, in: Rainer
Schützeichel/Stefan Jordan (Hg.), Prozesse, Wiesbaden 2015, S. 337-350.
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keiten“, sondern vielmehr das Ergebnis „unterschiedlicher Formen politi-
scher und ökonomischer Regulierung sowie sozialer und kultureller Prä-
gung und Restriktionen“ war.36 Wie im folgenden Abschnitt gezeigt wird,
bestehen in diesem Zusammenhang jedoch erhebliche „dunkle Flecken“ in
der wirtschaftshistorischen Forschung, insbesondere was die politische
Organisation der Konsumgesellschaft betrifft.

Ganz allgemein wird die Konsumgesellschaft im Folgenden verstanden
als Form der Gesellschaft, in der „der Verbrauch und Verzehr von Gütern
und Dienstleistungen über die Bedürfnisbefriedigung hinaus [erfolgt]“,
was einerseits Wahlmöglichkeiten und „ausreichende Produktion“ voraus-
setzt, andererseits aber auch die Zugänglichkeit von Konsumgütern und
Dienstleistungen für einen Großteil der Bevölkerungdurch zunehmende
Marktintegration.37 In beiderlei Hinsicht können politische Diskurse und
Maßnahmen prägend wirksam werden und gestaltend eingreifen, worauf
die historische Forschung bislang allerdings nur in geringem Umfang ein-
gegangen ist. Der folgende Überblick konkretisiert vor diesem Hinter-
grund mit Verweis auf die bestehenden Lücken sowie die bisherigen Er-
gebnisse der nationalen wie internationalen Geschichtswissenschaft die
oben konturierte zentrale Fragestellung der vorliegenden Studie nach den
Akteuren des Konsumtionsregimes.

Über den Forschungsstand

Die vorliegende historische Analyse des Konsumtionsregimes versteht
sich als Teil der wirtschafts-, politik- und sozialhistorischen Geschichts-
schreibung zur Genese und Entwicklung der Konsumgesellschaft in der
Bundesrepublik Deutschland. Der folgende Überblick fokussiert aus-
schließlich auf Forschungen zur politischen Dimension der Konsumgesell-
schaft im oben skizzierten Sinne des Konsumtionsregimes – auch wenn
sich damit bislang nur in geringem Umfange beschäftigt worden ist.
Symptomatisch zeigen dies unter anderem die einschlägigen Handbücher
und Monografien zur Geschichte der westdeutschen Konsumgesellschaft,

36 Christian Kleinschmidt: Konsumgesellschaft, Göttingen 2008, S. 12.
37 Ebd., S. 13. Vgl. für eine aktuelle Kritik Peter-Paul Bänziger: „Von der Arbeits-

zur Konsumgesellschaft? Kritik eines Leitmotivs der deutschsprachigen Zeitge-
schichtsschreibung“, in: Zeithistorische Forschungen/Studies in Contemporary
History 12 (2015), S. 11-38.
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worin deren spezifische politische Konfiguration kaum berücksichtigt
wird.38 Auch in Überblicksdarstellungen zur Sozial- und Wirtschafts- bzw.
generell zur Geschichte der Bundesrepublik wird dem Konsumtionsregime
bisher kaum Beachtung geschenkt.39 Bis auf den Sammelband „Konsum-
politik” von Hartmut Berghoff aus dem Jahr 1999 sowie dem Jahrbuch für
Wirtschaftsgeschichte von 2006, das sich schwerpunktmäßig mit Verbrau-
cherschutz beschäftigte und von Christian Kleinschmidt herausgegeben
wurde, widmeten sich in den letzten Jahren nur vereinzelte Publikationen

38 Einen aktuellen Überblick gibt Peter van Dam: Tales of the Market: New Perspec-
tives on Consumer Society in the 20th Century, H-Soz-Kult 2015, www.hsozkult.d
e/literaturereview/id/forschungsberichte-2832, zuletzt geprüft am 31.12.2016.
Siehe mit weiteren Hinweisen Michael Wildt: Am Beginn der ‚Konsumgesell-
schaft‘. Mangelerfahrung, Lebenshaltung, Wohlstandshoffnung in Westdeutsch-
land in den fünfziger Jahren (Forum Zeitgeschichte, Bd. 3), Hamburg 1994; Han-
nes Siegrist/Hartmut Kaelble/Jürgen Kocka (Hg.): Europäische Konsumgeschich-
te. Zur Gesellschafts- und Kulturgeschichte des Konsums, 18. bis 20. Jahrhundert,
Frankfurt am Main, New York 1997; Wolfgang König: Geschichte der Konsumge-
sellschaft (Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. Beihefte,
Nr. 154), Stuttgart 2000; Wolfgang König: Kleine Geschichte der Konsumgesell-
schaft. Konsum als Lebensform der Moderne, Stuttgart 2013; Michael Prinz (Hg.):
Der lange Weg in den Überfluss. Anfänge und Entwicklung der Konsumgesell-
schaft seit der Vormoderne (Forschungen zur Regionalgeschichte, Bd. 43), Pader-
born 2003; Sabine Haustein: Vom Mangel zum Massenkonsum. Deutschland,
Frankreich und Grossbritannien im Vergleich 1945-1970 (Campus Forschung, Bd.
910), Frankfurt am Main 2007, Alfred Reckendrees (Hg.): Die bundesdeutsche
Massenkonsumgesellschaft 1950-2000. The West German Mass Consumption So-
ciety 1950-2000 (Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 2007/2), Berlin 2007; Klein-
schmidt 2008; Heinz-Gerhard Haupt/Claudius Torp (Hg.): Die Konsumgesell-
schaft in Deutschland 1890-1990. Ein Handbuch, Frankfurt am Main a. M 2009;
Heinz-Gerhard Haupt: „Consumption History in Europe: An Overview of Recent
Trends“, in: Hartmut Berghoff/Uwe Spiekermann (Hg.), Decoding Modern Consu-
mer Societies, New York, NY 2012, S. 17-36.

39 Wolfgang Benz (Hg.): Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2:
Wirtschaft (Geschichte Fischer), Frankfurt am Main 1989; Abelshauser 2005; Ga-
briele Metzler, Konzeptionen politischen Handels von Adenauer bis Brandt. Politi-
sche Planung in der pluralistischen Gesellschaft, Paderborn 2005; Tim Schanetz-
ky: Die große Ernüchterung. Wirtschaftspolitik, Expertise und Gesellschaft in der
Bundesrepublik 1966 bis 1982, Berlin 2007; Axel Schildt: Die Sozialgeschichte
der Bundesrepublik Deutschland bis 1989/90 (Enzyklopädie deutscher Geschichte,
Bd. 80), München 2007; Anselm Doering-Manteuffel, Lutz Raphael: Nach dem
Ende des Booms. Perspektiven auf die Zeitgeschichte seit 1970, Göttingen 2008,
Ulrich Herbert: Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert (Europäische Ge-
schichte im 20. Jahrhundert), München 2014.
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diesem umfangreichen Themenkomplex.40 So stimmen Berghoff und
Kleinschmidt auch in neueren Veröffentlichungen in mindestens einem
Punkt überein: Studien zur Konsumgeschichte „have often left the state
out”.41

Während heute in anderen Bereichen der Wirtschafts- und Sozialge-
schichte das vielbeachtete Plädoyer von Evans bezüglich „Bringing the
State Back in” zum festen Repertoire der Forschung gehört – beispielswei-
se bei der Genese der Wohlfahrtsstaaten –, liegen große Teile der poli-
tisch-staatlichen Konsumgeschichte der Bundesrepublik noch im Dun-
keln.42 Evans‘ Plädoyer müsste hier eigentlich heißen: „Bring the State
in!“ – So wissen wir zwar im Kontext der Verbraucherpolitik durch die
quellengestützten Arbeiten von Kleinschmidt, dass bereits 1947 ein erster
Verbraucherausschuss bei der bizonalen Verwaltung für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten gegründet wurde, der heute allgemein als Start-
punkt der Verbraucherpolitik in Westdeutschland nach dem Zweiten Welt-
krieg angesehen wird.43 Wer daran jedoch mit welcher Zielsetzung betei-
ligt war, von wem die Idee zur Gründung stammte, welche Rollen die alli-
ierte Besatzungspolitik und die deutsche Verwaltung spielten und warum
Ludwig Erhards Wirtschaftsverwaltung nicht gleich mit einem ähnlichen
Organ nachzog, sondern erst 1951 einen eigenen Verbraucherausschuss
gründete, ist weiterhin unklar. Auch in den Geschichten der Sozialen

40 Hartmut Berghoff (Hg.): Konsumpolitik. Die Regulierung des privaten Verbrauchs
im 20. Jahrhundert, Göttingen 1999; Christian Kleinschmidt (Hg.): Verbraucher-
schutz in internationaler Perspective/Consumer Protection in International Per-
spective (Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 2006/1), Berlin 2006.

41 Hartmut Berghoff: „Consumer Politics and Politicized Consumption: Monarchy,
Republic, and Dictatorship in Germany, 1900-1939“, in: Hartmut Berghoff/Uwe
Spiekermann (Hg.), Decoding Modern Consumer Societies, New York, NY 2012,
S. 125-148, hier S. 125, Christian Kleinschmidt: „Verbraucherschutz und Wirt-
schaftsgeschichte“, in: Ders. (Hg.), Verbraucherschutz in internationaler Perspec-
tive/Consumer Protection in International Perspective, Berlin 2006, S. 9-12, hier
S. 9.

42 Peter B. Evans/Dietrich Rueschemeyer/Theda Skocpol (Hg.): Bringing the State
Back In, Cambridge [UK], New York 1985. Vgl. Linda Weiss: States in the Global
Economy. Bringing Domestic Institutions Back in (Cambridge Studies in Interna-
tional Relations, Bd. 86), Cambridge, U.K., New York, NY 2003; Christoph Con-
rad: „Was macht eigentlich der Wohlfahrtsstaat?“, in: Geschichte und Gesellschaft
39 (2013), S. 555-592; Thomas Paster: Bringing Power Back In: A Review of the
Literature on the Role of Business in Welfare State Politics, Köln 2015.

43 Kleinschmidt 2006a.
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Marktwirtschaft wurde bislang nur in geringem Umfang auf die histo-
rische Konsum- und Konsumentenpolitik eingegangen, obgleich deren
„Väter” – sowohl Alfred Müller-Armack als auch Ludwig Erhard – beide
die staatlich garantierte Konsumentensouveränität als conditio sine qua
non des gesamtgesellschaftlichen Wohlstands ansahen.44 Welche Vorstell-
ungen hatten sie von Verbraucherpolitik und der Legitimation der dabei
engagierten Akteure? – Der Verflechtung von Sozialer Marktwirtschaft,
dem sogenannten „Wirtschaftswunder“ und dem politischen Umgang mit
Verbrauchern muss insgesamt genauer nachgegangen werden.

Ähnliche Befunde können auch mit Blick auf die bisherige Forschung
zur Geschichte der 1953 gegründeten Arbeitsgemeinschaft der Verbrau-
cherverbände (AgV) gemacht werden, die als wichtigster Akteur der Ver-
braucherpolitik in Westdeutschland sowie als Vorläufer des heutigen Ver-
braucherzentrale Bundesverbandes (vzbv) angesehen wird.45 Die meisten
Kenntnisse über ihr Entstehen aus Hausfrauenverbänden, konfessonionel-
len Wohlfahrtsverbänden und Konsumgenossenschaften sowie das meiste
Wissen über ihr praktisches Wirken stammen aus offiziellen AgV-Publika-
tionen, Jubiläumsschriften oder selbst schon als historisch zu bezeichnen-
den Forschungsarbeiten. Archivalische Quellen wurden in dieser Hinsicht
kaum ausgewertet, was insbesondere dort problematisch wird, wo die Au-
toren der zeitgenössischen Verbraucherpolitikforschung selbst hohe Ämter
in den politischen Organisationen wie der AgV bekleideten oder zumin-
dest bekennende Sympathisanten waren.46 Beispielhaft belegt dies der
noch heute vielzitierte Sammelband „Verbraucherpolitik” des langjährigen

44 Vgl. Gerold Ambrosius: Die Durchsetzung der Sozialen Marktwirtschaft in West-
deutschland 1945-1949 (Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialpolitik in Deutsch-
land nach 1945, Bd. 1), Stuttgart 1977; Gerhard Prosi: „Verbraucherpolitik im
Ordnungsrahmen der Sozialen Marktwirtschaft“, in: Siegbert Alber/Piepenbrock
Hartwig (Hg.), Verbraucherpolitik in der Sozialen Marktwirtschaft, Bonn 1984,
S. 67-82; Konrad Schroeder: „Die Soziale Marktwirtschaft als Garant für den Ver-
braucherschutz“, in: Hartwig Piepenbrock/Konrad Schroeder (Hg.), Verbraucher-
politik kontrovers, Köln 1987, S. 127-138; Daniel Dietzfelbinger: Soziale Markt-
wirtschaft als Wirtschaftsstil. Alfred Müller-Armacks Lebenswerk (Leiten, Len-
ken, Gestalten, Bd. 3), Gütersloh 1998; Gero Thalemann: Die Soziale Marktwirt-
schaft der Bundesrepublik Deutschland – ein realisiertes Konzept? Analyse von
Genesis, theoretischem Gehalt und praktischer Verwirklichung, Hamburg 2011.

45 Vgl. Janning 2011, S. 152f.
46 Besonders folgenden Werken kam in der Vergangenheit aus der Fülle der Verbrau-

cherforschung besondere Aufmerksamkeit zu: Franz Böhm: „Aufgaben der Ver-
braucherpolitik“, in: Wirtschaft und Gesellschaft (Schriftenreihe des Zentralver-
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AgV-Geschäftsführers und politisch äußerst umstrittenen Konsumgenos-
senschafters Josef Bock von 1958, in dem die AgV unter anderem als ein-
zig legitime Verbraucherorganisation der Bundesrepublik beschrieben
wurde.47

Über die Quellenproblematik hinaus wurde von der Forschung die An-
lage der AgV als sogenannte „Fremdorganisation von Verbraucherinteres-
sen”, d.h. als Organisation, die keine Einzelverbraucher als Mitglieder auf-
nahm, sondern nur „verbraucherorientierte“ Verbände, bislang nicht re-
flektiert bzw. systematisch in die Analyse ihrer Geschichte einbezogen –
trotz der weitreichenden Konsequenzen dieser Organisationform für die
politische Legitimation und praktische Arbeit. Noch heute sind schließlich
die Verbraucherinteressenvertretungen in der Bundesrepublik Deutschland
in der Regel Verbraucherfremdorganisationen, ganz im Gegenteil etwa zu
den Vereinigten Staaten von Amerika, wo sie zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts meistenteils als Graswurzelbewegungen entstanden und als solche

bands deutscher Konsumgenossenschaften) 5 (1954), S. 23; Josef Bock/Karl G.
Specht (Hg.): Verbraucherpolitik, Köln, Opladen 1958; Fritz Lohmeier: Der Wa-
rentest: ein modernes Instrument der Marktforschung (Grundriß der Werbung, Bd.
7), Essen 1959; Werner Karstens: Wirkung und Wirkungsmöglichkeiten der Ver-
braucherverbände in Deutschland (Vertriebswirtschaftliche Abhandlungen des In-
stituts für industrielle Verbrauchsforschung und Vertriebsmethoden an der Techni-
schen Universität Berlin, Bd. 8), Berlin 1964; Christa v. Braunschweig: Der Kon-
sument und seine Vertretung. Eine Studie über Verbraucherverbände (Veröffent-
lichungen des Forschungsinstituts für Wirtschaftspolitik an der Universität Mainz,
Bd. 20), Heidelberg 1965; Peter Meyer-Dohm: Sozialökonomische Aspekte der
Konsumfreiheit Untersuchungen zur Stellung des Konsumenten in der marktwirt-
schaftlichen Ordnung (Beiträge zur Wirtschaftspolitik, Bd. 1), Freiburg im Breis-
gau 1965; Eike v. Hippel: Verbraucherschutz, Tübingen 1974; Erwin Dichtl/
Ludwig Berekoven (Hg.): Verbraucherschutz in der Marktwirtschaft, Berlin 1975;
Klaus Wieken: „Institutionen der Verbraucherpolitik“, in: Gerhard Scherhorn
(Hg.), Verbraucherinteresse und Verbraucherpolitik, Göttingen 1975, S. 138-156;
Klaus Wieken: Die Organisation der Verbraucherinteressen im internationalen Ver-
gleich (Schriften der Kommission für Wirtschaftlichen und Sozialen Wandel, Bd.
131), Göttingen 1976; Bernd Biervert/Wolf F. Fischer-Winkelmann/Reinhard
Rock: Grundlagen der Verbraucherpolitik. Eine gesamt- und einzelwirtschaftliche
Analyse (Rororo Studium, Bd. 113), Reinbek bei Hamburg 1977. Einen systemati-
schen Überblick über Ansätze und Konzepte der Verbraucherpolitik geben Simitis
1976 sowie Mitropoulos 1997.

47 Bock/Specht (Hg.) 1958. Nahezu sämtliche Arbeiten zur Verbraucherpolitik-Ge-
schichte zitieren Bock, weshalb hier auf weitere Nachweise verzichtet wird.
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